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Angesichts des Klimawandels und abnehmender
Ressourcen hat weltweit ein Umdenken in der
Energiepolitik stattgefunden. Bisher konnte
sich Deutschland durchaus als Vorreiter im
Erschließen alternativer Energiequellen und im
Entwickeln neuer Technologien zur Nutzung
nachwachsender Rohstoffe bezeichnen. Um so
mehr stellt sich in Ostdeutschland, wo derzeit
ein hoher Anteil des elektrischen Stroms aus
dem dort in großen Mengen vorhandenen Ener-
gieträger Braunkohle erzeugt wird, die Frage
nach der Zukunft dieses Energieträgers bzw.
nach seiner Ablösung. 

B
ereits heute wird deutlich, dass Energie-
und Klimaziele, die sich die Bundesregie-
rung im August 2007 in Meseberg gesetzt

hat bis 2020 deutlich verfehlt werden. Insbesonde-
re die Braunkohleverstromung als klimaschädlich-
ste Form der Energieversorgung führt zu einer er-
hebliche Belastung der CO2-Bilanz Deutschlands.
Eines der drei Energie- und Klimaziele der
Bundesregierung ist es, die Treibhausgasemissio-
nen von 2006 bis 2020 um 270 Mio. t Kohlendio-
xid-Äquivalente (CO2äq) zu senken. Die Emissio-
nen der Braunkohleverstromung in Ostdeutschland
machten 2006 allein 76,2 Mio. t CO2 aus. Doch die
Landesregierungen in Brandenburg, Sachsen und
Sachsen-Anhalt halten beharrlich an dieser über-
kommenen Technologie fest und setzen all ihre
Hoffnungen zur CO2-Reduzierung in die Technolo-
gieentwick-lung zur Abscheidung und unterirdi-
schen Lagerung von CO2. Bündnis 90/Die Grünen
halten diese Energiepolitik nicht für vertretbar. Die
Arbeitsgruppe Ost der Bundestagsfraktion hat des-

halb beim Institut für ZukunftsEnergieSysteme
Saarbrücken eine Studie in Auftrag gegeben, die
den Rahmen für ein Auslaufen der Braunkohleför-
derung und -verstromung in Ostdeutschland und
deren Ersatz durch Erneuerbare Energien untersu-
chen sollte. Die Ergebnisse liegen jetzt vor und
werden nachfolgend dargestellt.

D i e  A u s g a n g s s i t u a t i o n  –  
D i e  E r s c h l i e ß u n g  n e u e r  Ta g e -
b a u e  w i rd  g e p l a n t

Auch in Ostdeutschland stehen jetzt, zu Beginn des
21. Jahrhunderts, wichtige Entscheidungen an, die
sehr langfristige Auswirkungen auf die Sicherheit
der Energieversorgung, die wirtschaftlichen Struk-
turen dieser Bundesländer und auf die ökologische
Situation sowohl dort als auch global haben wer-
den. Hierzu gehört auch die Frage nach dem Auf-
schluss neuer Braunkohletagebaue in der Lausitz
und im Mitteldeutschen Revier, mit deren Hilfe die
Betriebsdauer der bestehenden Kondensations-
kraftwerke verlängert bzw. der Neubau zukünftiger
Kraftwerke ermöglicht werden soll. Derzeit gibt es
in Ostdeutschland fünf Tagebaue in der Lausitz
(Cottbus Nord, Jänschwalde und Welzow Süd in
Brandenburg sowie Nochten und Reichwalde in
Sachsen, dessen Abbau gegenwärtig ausgesetzt
ist), zwei im Mitteldeutschen Revier (Vereinigtes
Schleenhain in Sachsen, Profen länderübergreifend
in Sachsen und Sachsen-Anhalt) sowie Amsdorf in
Sachsen-Anhalt. Bereits durch die bestehenden
Tagebaue bzw. so genannte Vorranggebiete bei den
Tagebauen Welzow Süd und Nochten sind noch

C O R N E L I A B E H M

Der Braunkohleausstieg in Ostdeutschland 
ist möglich
Auch ohne neue Tagebaue werden die Zähler weiter ticken
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immer Ortschaften wie z.B. Proschim in Branden-
burg von der Abbaggerung bedroht oder müssen
ihnen – wie Heuersdorf in Sachsen – gerade wei-
chen. 

Die Braunkohleunternehmen Vattenfall Europe
Mining AG und MIBRAG planen bereits neue
Tagebaue bzw. haben Erkundungen zu deren
zukünftigen Erschließung eingeleitet. Nach der
spektakulären Veröffentlichung einer im Auftrag
des brandenburgischen Ministeriums für Wirt-
schaft von der TU Clausthal angefertigten Studie,
die sieben neue Felder in Brandenburg zur Braun-
kohleausbeutung empfahl, was die Abbaggerung
von bis zu 33 Dörfern erforderlich gemacht hätte,
präsentierten der Konzern Vattenfall und die bran-
denburgische Landesregierung im Herbst 2007

schließlich konkrete Pläne für den Aufschluss von
drei neuen Tagebauen. Die Vorräte der Felder
Jänschwalde Nord, Bagenz-Ost und Spremberg-
Ost sollen dazu dienen, die Kraftwerke Jänschwal-
de und Schwarze Pumpe bei gleichbleibender
Stromproduktion bis 2050 zu versorgen. Durch den
Aufschluss des Tagebaus Jänschwalde Nord müs-
sten allerdings die Ortschaften Grabko, Atterwasch
und Kerkwitz abgebaggert werden. Reinhardt
Hassa, Vorstandssprecher von Vattenfall Europe
Mining AG geht für den Tagebau Jänschwalde
Nord von einem Beginn eines Braunkohlenplan-
Genehmigungsverfahrens in 2008 oder 2009 aus;
für die Braunkohlenfelder Bagenz-Ost und Sprem-
berg-Ost gedenkt Vattenfall ab 2015 entsprechende
Verfahren zu beantragen. Diese Planverfahren kön-
nen bis zu sechs Jahre dauern.

Abb. 1:Quelle: IZES, Leprich/Hauser (2008): Braunkohleausstieg in Ostdeutschland – technologische, regionalwirtschaftliche und
beschäftigungspolitische Konsequenzen einer Umstellung auf eine Stromerzeugung auf Basis Erneuerbarer Energien.

Reichweite Tagebaue Lausitz

Reichweite Tagebaue Mitteldeutsches Revier
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Die MIBRAG betrieb bzw. betreibt in Sachsen-
Anhalt und in Mecklenburg-Vorpommern in den
Gebieten bzw. Orten Lützen, Egelner Südmulde
und Lübtheen Erkundungsbohrungen: Lützen liegt
in unmittelbarer Nähe des von der MIBRAG
geplanten neuen Kraftwerkes Profen. Die Egelner
Südmulde liegt im Salzlandkreis (SLK) mit dem
Verwaltungssitz Bernburg. Ihr Vorrat wird von der
MIBRAG auf eine Milliarde Tonnen Braunkohle
geschätzt. Derzeit befindet sich kein größeres
Braunkohlekraftwerk in der Nähe dieser Erkun-
dungsstätten, die nächstgelegenen sind die Kraft-
werke Amsdorf, Könnern und Dessau sowie das
Kraftwerk Schkopau, das sich bereits in knapp 
100 km Entfernung befindet. In Lübtheen im 
mecklenburgischen Landkreis Ludwigslust wur-
den die Erkundungsbohrungen 2005 eingestellt,
weil die Aufsuchungserlaubnis nicht verlängert
wurde. Am 11. 07. 2007 hat sich der Landtag Mek-
klenburg-Vorpommerns einstimmig gegen den
Aufschluss eines Tagebaues in der Griesen Ge-
gend, in der der Ort Lübtheen liegt, ausgesprochen.

D i e  S t u d i e

In einem ersten Teil der Studie wurde untersucht,
wie lange die derzeit bestehenden Tagebaue noch
in der Lage sind, die existieren bzw. bereits im Bau
befindlichen Kraftwerke mit ihrem Rohstoff
Braunkohle zu versorgen: Würden diese Tagebaue
vollständig ausgekohlt, aber keine Abbaugenehmi-
gung für die bestehenden Vorranggebiete erteilt, so
wären erste Abstriche bei der Braunkohleverstro-
mung ab 2020 zu erwarten. Das Gros der Kraftwer-
ke könnte jedoch mit diesen bestehenden Braun-
kohlevorräten bis in die 30er Jahre dieses Jahrhun-
derts betrieben werden. Damit wären diese Kraft-
werke dann alle mindestens 30 Jahre am Netz, zum
Teil sogar 40 Jahre. Weder die Nutzung bereits aus-
gewiesener Vorranggebiete, geschweige denn der
Aufschluss neuer Tagebaue sind für die betriebs-
wirtschaftliche Amortisation des bestehenden
Kraftwerksparks notwendig. Weiterhin wurde auch
die Struktur der derzeitigen Stromversorgung Ost-
deutschlands untersucht. Derzeit werden – wie der

DEBRIV in seinen „10 Fakten rund um die Braun-
kohle“  korrekt benennt – etwas mehr als 90 % der
ostdeutschen Braunkohle verstromt bzw. in Fern-
wärme umgewandelt. Nicht erwähnt wird dabei
jedoch, dass durch die Wirkungsgrade der beste-
henden Kraftwerke, die netto zwischen ungefähr
33 – 43 % liegen, nicht einmal die Hälfte, bei alten
Kraftwerken nur ein Drittel, des Primärenergiever-
brauchs auch wirklich in für die Verbraucher nutz-
baren Strom umgewandelt wird. Die vom DEBRIV
erwähnte Fernwärme spielt im Vergleich zur Ver-
stromung eine untergeordnete und weit hinter den
technischen Möglichkeiten zurückbleibende Rolle.
Dies ist ein strukturelles Manko großer Teile des
bestehenden ostdeutschen Braunkohlekraftwerk-
sparks: Die fünf großen Kraftwerke, die über 91 %
der installierten elektrischen Leistung der Braun-
kohlekraftwerke auf sich vereinen, sind dermaßen
überdimensioniert, so dass sich für die große
Menge der Wärme (die als Nebenprodukt der Stro-
merzeugung entsteht) keine Abnehmer finden las-
sen. Korrekter wäre es also, wenn der DEBRIV
sagte, dass zwar 90 % der Menge an Braunkohle
genutzt werden, aber nur rund 40 % ihres Potenti-
als. 60 % der in ihr enthaltenen Primärenergie ent-
weicht ungenutzt aus den Kühltürmen dieser Kraft-
werke.

Auch die bei der Verstromung der Braunkohle ent-
stehenden CO2-Emissionen werden in der Studie
untersucht. Während die ostdeutschen Braunkohle-
kraftwerke derzeit nur zu rund 11-12 % zur
bundesdeutschen Stromversorgung beitragen,
gehen von ihnen aber fast 21 % der Emissionen des
gesamten Sektors der Energieerzeugung und
Umwandlung aus. 

Damit trägt die ostdeutsche Braunkohleverstro-
mung überproportional zum CO2-Ausstoß bei und
steht somit in der Pflicht, dieses Übermaß an CO2-
Emissionen abzubauen sowohl hinsichtlich des
Anteils als auch absolut, damit die Bundesrepublik
ihre Ziele der Emissionsreduktion erfüllen kann.

Die Realität der derzeitigen ostdeutschen Braun-
kohleverstromung ist also die, dass zwar Groß-
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Leistung, CO2-Austoß, Wirkungsgrade und Betriebszeiten 
der ostdeutschen Braunkohlekraftwerke

Abb. 2: Quelle: IZES, Leprich/Hauser (2008)
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kraftwerke einen hohen Anteil der Stromerzeugung
für Ostdeutschland erbringen, dies aber wegen
ihrer geringen Auskoppelungsquote an Fernwärme
und dem überproportional hohen CO2-Ausstoß im
Vergleich zu ihrer Stromproduktion zu dem Preis
einer schlechten Primärenergieausbeute. 

Damit erfüllt der bestehende Kraftwerkspark der
überdimensionierten Kondensationskraftwerke
weder die ökologisch gebotenen Kriterien der
Energieeffizienz noch die der CO2-Einsparung.
Ein Aufschluss weiterer Tagebaue für solche Kraft-
werke bedeutete, wie oben gezeigt, nur die weitere
zukünftige Nutzung bereits amortisierter Anlagen,
aber keinen technischen oder ökologischen Fort-
schritt.

Die Option der CO2-Abscheidung käme –
wenn überhaupt – zu spät

Die Studie des Saarbrücker Instituts untersuchte
auch, inwieweit diese Option der CO2-Abschei-
dung und Endlagerung, die heute kurz unter 'CCS'
subsumiert wird, in Ostdeutschland machbar ist
und welchen Beitrag sie zur Reduzierung der ost-
deutschen CO2-Emissionen leisten kann. Dabei
kommt sie zum dem Schluss, dass CCS gegenwär-
tig weder für die Nachrüstung bestehender Kraft-
werke eine ernsthafte Option, ist noch dass der
Zeitpunkt der Marktreife von CCS in Neubaukraft-
werken derzeit vorausgesagt werden kann. Das
immer wieder genannte Jahr 2020 wird selbst von
Vertretern der großen Stromkonzerne wegen der

Bruttostromerzeugung nach Energieträgern in Deutschland 2006 (in TWh)

CO2-Emissionen in Deutschland nach Sektionen 2004 (in Mio. t)

Abb. 3. Quelle: BMWi

Abb. 4: Quelle: NATIONALER ALLOKATIONSPLAN 2008-2012 für die BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND Bundesministerium für
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit Berlin, 28. Juni 2006
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vielen noch zu lösenden Probleme in Zweifel gezo-
gen.

Technisch gesehen ist die Nachrüstung mit CCS
eine große Herausforderung, da bei allen drei der-
zeit untersuchten Varianten von CCS wichtige Pro-
zessschritte in der Kraftwerkstechnik geändert
werden müssen und zusätzlich Energie für die wei-
teren Etappen der Abtrennung des CO2 benötigt
wird, was die Wirkungsgrade der Kraftwerke emp-
findlich herabsetzt. Auch die Frage des Platzes für
die zusätzlichen Komponenten ist von hoher
Bedeutung und könnte in der Realität die Nachrü-
stung bestehender Kraftwerke, selbst dann, wenn
die Technik marktreif ist, in manchen Fällen
unmöglich machen. Neben diesen technischen
Schwierigkeiten sind die Hindernisse bei einer
Nachrüstung mit CCS aber auch ökonomischer
Art, denn es gilt heute zumeist als günstiger, ein
neues Kraftwerk zu bauen als ein bestehendes in
der Zukunft umzurüsten. Dies könnte sich in späte-
ren Emissionshandelsperioden durchaus ändern.
Die Forscher kommen zu dem Schluss, dass nicht
mit Sicherheit gesagt werden kann, ob sich ab der
Marktreife von CCS die Umrüstung selbst zukünf-
tiger Neubauten wirklich für deren Betreiber lohnt.
Es ist bei bestehenden ostdeutschen Braunkohle-
kraftwerksparks als auch bei Neubauten wie Box-
berg R also eher nicht mit Nachrüstungen zu rech-
nen.

Ein weiteres Problem der Abscheidung und Depo-
nierung des CO2 liegt im vermehrten Energiebe-
darf, der für diese zusätzlichen Prozessschritte not-
wendig ist. Auch wenn diese Frage derzeit noch
nicht abschließend geklärt werden kann, ist abzu-
sehen, dass die Wirkungsgrade aller Kraftwerksty-
pen durch die Einführung der Kohlendioxidab-
scheidung empfindlich gesenkt werden. Dies erfor-
dert, vor allem bei der Braunkohle mit ihren stoff-
lich bedingten hohen CO2-Gehalten, einen enor-
men Mehrverbrauch an Brennstoff. Berechnungen
aufgrund des heutigen Kenntnisstandes ergeben,
dass für neue Braunkohlekraftwerke mit CCS rund
43 % mehr Brennstoff benötigt werden könnte. Zu
gleichen Werten kommt auch eine Untersuchung

des kumulierten Energieaufwands der CCS-Pro-
zesskette, die für Braunkohle den höchsten Wert
aller fossilen Energieträger ermittelt, nämlich eine
Steigerung um 44 %. Damit würde die Einführung
von CCS im ostdeutschen Braunkohlesektor auch
den Landschaftsverbrauch durch die Notwendig-
keit des Aufschlusses weiterer Tagebaue erhöhen
und alle damit verbundenen negativen Effekte ver-
stärken.

D i e  Fr a g e  d e r  L a g e r u n g

Die Studie des IZES untersucht zudem die regiona-
len Deponiekapazitäten für CO2. In dieser Frage
herrscht relative Einigkeit darüber, dass vor allem
saline Aquifere und (bald) ausgediente Gaslager-
stätten für die CO2-Verwahrung in Deutschland in
Frage kämen. Sich bald erschöpfende Gaslager-
stätten böten den Vorteil, dass durch die Verpres-
sung von CO2 das noch enthaltene Erdgas besser
gefördert werden könnte und dass sie ihre Dichtig-
keit als Gaslagerstätten schon unter Beweis gestellt
haben. Ihr gesamtes Volumen ist aber im Vergleich
zu den salinen Aquiferen viel geringer. Letztge-
nannte haben jedoch noch hohen Forschungsbedarf
in Bezug auf ihre tatsächliche Eignung und weisen
zudem eine mögliche Nutzungskonkurrenz mit der
Geothermie auf.

Mögliche Standorte wären in Ostdeutschland vor
allem in Brandenburg und in Mecklenburg-Vor-
pommern zu finden, sowie in geringerem Umfang
auch in Sachsen-Anhalt und Thüringen. Enorme
Unsicherheiten bestehen jedoch bei den Fragen
nach der Tauglichkeit dieser geologischen Forma-
tionen und bei den Volumina an CO2, die sie lang-
fristig sicher aufnehmen können. Erste For-
schungsprojekte zur Klärung dieser Fragen werden
derzeit vor allem in Brandenburg durchgeführt.
Die Herausforderung bei der Durchführung dieser
Forschungsprojekte liegt insbesondre darin, einen
Nachweis dafür führen zu können, dass Pilot-
projekte von einigen Jahren die Sicherheit der 
Verwahrung über Jahrhunderte hinweg belegen
können.
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Auch die Frage der Kosten der Anwendung der
CCS-Technologien ist Teil der IZES-Studie. Aus
heutiger Sicht kann diese Frage nur mit mathemati-
schen Modellen und Prognosen geschehen, nicht
aber aufgrund bereits gemachter Erfahrungen.
Zwei Forschungsprojekte haben sich ausführlich
mit dieser Frage im bundesdeutschen Kontext
befasst und die Aspekte der Zusatzinvestitionen in
CCS-Kraftwerke, der Mehrkosten bei der Stromge-
stehung und der Vermeidungskosten von CO2

beleuchtet. Folgte man den Ergebnissen dieser Stu-
dien, wären bei den zukünftigen Investitionskosten
für das Jahr 2020 Zusatzkosten von 80 – 100 % im
Vergleich zu Standard-Kraftwerken mit dann mod-
ernster Technik zu erwarten. Auch die Stromgeste-
hungskosten könnten sich mit der Einführung von
CCS möglicherweise verdoppeln. Bei beiden wür-
den zwar bis 2030 gewisse Lerneffekte eintreten,
die die Mehrkosten verringern würden, doch
änderte sich an den Proportionen kaum etwas, da
auch die Standardtechnologien immer noch von
Lerneffekten profitieren könnten. Eine verlässliche
Abschätzung der CO2 -Vermeidungskosten ist mit
dem heutigen Wissensstand äußerst schwierig, da
sich diese aus mehreren Komponenten (Mehrko-
sten für Bau und Betrieb der Kraftwerke, erhöhter
Energiebedarf, gesamte Prozesskette der Verbrin-
gung und eventuelle Versicherung der ökologi-
schen Risiken) zusammensetzt.

Aufgrund dieser zahlreichen Unwägbarkeiten und
noch zu lösenden Aufgaben ist das Ziel Vattenfalls,
die Erreichung seines eigenen CO2 -Reduktionszie-
les mittels CCS zu erreichen, gewaltig und birgt
aus Sicht der Wissenschaftler auch das Risiko,
scheitern zu können. CCS muss als Prozesskette
verstanden werden, die nur in die Tat umgesetzt
werden kann, wenn alle Schritte dieser Prozessket-
te ausreichend erforscht sind und funktionieren.
Ein Manko in einem Teil der Prozesskette gefähr-
det die Umsetzung der ganzen Technologie. Daher
müssen die notwendigen enormen Aufwendungen
für die Erfüllung des Klimaschutzzieles durch CCS
gründlich und ernsthaft mit den finanziellen, öko-
logischen und gesellschaftlichen Folgen dieser
Technologie abgewogen werden. Die Forscher zie-

hen als Fazit Schlussfolgerungen bezüglich der
CCS, dass die Technologie der Kohlendioxidab-
scheidung erst einmal ihre Funktionstüchtigkeit
beweisen und Marktreife erlangen sollte, ehe man
sie als Argument für den Aufschluss neuer Tage-
baue benutzt. 

N e u e  B r a u n k o h le t a g e b a u e  f ü r
d i e  A r b e i t s p l a t z s i c h e r u n g ?

Des Weiteren betrachteten die Forscher die Frage
der Arbeitsplatzsicherung als Argument für eine
Fortführung der Braunkohletagebaue und -verstro-
mung. Doch auch hier zeigt die IZES-Studie, dass
bei der ostdeutschen Braunkohlenutzung nicht
alles Gold ist, was glänzt: Die Studie untersucht
die Auswirkungen der Braunkohleförderung und 
-verstromung auf die Arbeitssituation in den
betroffenen Landkreisen und in Ostdeutschland im
Allgemeinen. 2006 lag die Zahl der direkt in die-
sem Industriezweig Beschäftigten in Ostdeutsch-
land bei rund 11.500 Personen (Gesamtdeutsch-
land rund 23.300). Dabei zeigt sich aber seit 1990
beständig, dass bei steigenden Fördermengen
immer weniger Menschen im Braunkohlesektor
beschäftigt sind. Vor diesem Hintergrund zu-
nehmender Rationalisierung muss die Behauptung
des DEBRIV, dass Braunkohle in ganz Deutsch-
land „mehr als 50.000 wettbewerbsfähige Arbeits-
plätze“ schaffe, gesehen werden. Dass diese
Arbeitsplätze jedoch durch den „Braunkohleberg-
bau und die -stromerzeugung gesichert“ werden,
lässt sich anhand der in dieser Studie aufgezeigten
Produktivitätssteigerungen nicht belegen.

Ein weiteres Ergebnis dieser Studie ist, dass in den
Landkreisen, in denen Braunkohle gefördert und
verstromt wird, eine Entkoppelung von Braunkoh-
lewirtschaft und Zukunftschancen festzustellen ist.
Nicht nur, dass – mit Ausnahme der Lausitz – der
Anteil der Wertschöpfung im Vergleich zum Anteil
der gesamt Beschäftigten unterdurchschnittlich ist.
Viele der Landkreise, in denen Braunkohle geför-
dert und verarbeitet wird, schneiden in landes- und
bundesweiten Vergleichen nachhaltigkeitsorien-
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tierter Strukturmerkmale sehr schlecht ab. Dies
trifft sowohl auf ihre generelle Zukunftsfähigkeit,
auf die Zahl der in ihnen erfolgenden Firmengrün-
dungen und -übernahmen als auch auf die massen-
hafte Abwanderung junger Frauen und den damit
verbundenen strukturellen und demographischen
Problemen in der Gegenwart und Zukunft zu.

A r b e i t s p l a t z e f f e k t e  d u rc h  
E r n e u e r b a re  E n e rg i e n

Selbstverständlich waren auch Arbeitsplatzeffekte
der Erneuerbaren Energien in Ostdeutschland
Gegenstand der Untersuchung. Dabei zeigt sich
allein schon bei der Betrachtung der Wind- und
Photovoltaikbranche, dass in den ostdeutschen
Ländern eine hohe Dynamik herrscht. An mehre-
ren Stellen in Ostdeutschland sind bereits heute
Tausende neue Arbeitsplätze entstanden, die in die-
sen Regionen neue Strukturen und Industriecluster
geschaffen haben und weiterhin schaffen können.
Die IZES-Studie weist darauf hin, dass gegenwär-
tig mindestens 19.500 Arbeitsplätze auf das Konto
der regenerativen Stromerzeugung gehen, wobei
die indirekten Arbeitsplätze der Windkraftindustrie
nicht berücksichtigt sind.

Gegenüber der Branche der Erneuerbaren kann die
Braunkohleindustrie bei weitem keine solche

Dynamik aufweisen. Die Anzahl der direkt in der
Braunkohleindustrie Beschäftigten lag in Ost-
deutschland im Jahr 2006 bei rund 8.150 Personen,
die der insgesamt in der Branche Tätigen (d.h.
direkt, indirekt und induziert) wird von Prognos für
2004 mit rund 23.500 angegeben. Damit liegt die
Anzahl der direkt im Sektor der EE-Stromerzeu-
gung (ohne erneuerbare Wärme und Kraftstoffe!)
Beschäftigten heute schon fast so hoch wie die
aller Beschäftigten der Braunkohleindustrie. Bei
gleich bleibender Anzahl von Tagebauen ist ange-
sichts der beständigen Produktivitätszunahmen
eher zu erwarten, dass die Zahl der direkt und indi-
rekt in der Braunkohleindustrie Beschäftigten wei-
ter abnehmen wird. Man kann nicht erwarten, dass
die Zahl der möglicherweise neu zu schaffenden
Arbeitsplätze beispielsweise durch den Neubau des
Kraftwerkblockes Boxberg R und die Wiederauf-
nahme des Tagebaues Reichwalde die vielen struk-
turellen Probleme, die der Abbau der Braunkohle
mit sich bringt, ausgleichen kann.

1 0 0  P ro z e n t  E n e rg i e v e r s o rg u n g
a u s  E r n e u e r b a re n  E n e rg i e n  i s t
re a l i s t i s c h

Letztendlich beleuchtete die IZES-Studie auch die
Alternativen zur Braunkohleverstromung und hier
vor allem, inwieweit Erneuerbare Energien in Ost-

Abb. 5: Quelle: FFU-Studie 2005 / BMWi

Anteile der Erneuerbaren Energein am Bruttostromverbrauch (2005)
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deutschland zur Stromversorgung beitragen kön-
nen und welche Chancen sich hieraus für den
Arbeitsmarkt und die regionale Entwicklung Ost-
deutschlands ergeben. Dabei zeigt sich, dass die
ostdeutschen Länder schon 2005 anteilsmäßig
mehr Strom aus Erneuerbaren Energien produziert
haben als die Bundesrepublik als Ganzes. Die Län-
der Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern und

Sachsen-Anhalt hatten zu diesem Zeitpunkt schon
mehr als 20 % ihres Stromes regenerativ erzeugt,
während dies deutschlandweit laut Studie nur auf
etwa 10 % des Stromes zutraf.

Nach Ansicht der Saarbrücker Forscher stehen die
Zeichen sehr gut dafür, dass Ostdeutschland
weiterhin an der Spitze der regenerativen Stromer-

Abb. 6

Anteile der Erneuerbaren Energien am Bruttostromverbrauch (2005)
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zeuger bleiben wird. Die sechs östlichen Bun-
desländer könnten bis 2020 bereits 44 % ihres 
Strombedarfs aus Biomasse, Photovoltaik, Geo-
thermie, (Lauf-)wasserkraft und Onshore-Wind-
strom decken. Dabei sind die Potentiale der Offs-
hore-Windkraft noch nicht berücksichtigt, ebenso
wenig wie die enormen Potentiale der Stromein-
sparung, die gemeinsam und vor allem nach 2020
den Anteil erneuerbaren Stroms aus Ostdeutsch-
land noch weiter anheben könnten.

Bereits jetzt gibt es erste Forschungsergebnisse
darüber, dass Erneuerbare Energien, trotz ihres
teilweise fluktuierenden Charakters bedingt durch
ungleichmäßige Sonneneinstrahlung und Windauf-
kommen, gemeinsam in der Lage sind, größere ört-
liche Einheiten dauerhaft und stabil mit Strom zu
versorgen. Dies geschieht derzeit vor allem durch
ein ausgeklügeltes Produktionsmanagement und
den Abgleich in Echtzeit mit dem tatsächlichen
Bedarf. Durch forcierte Anstrengungen in der For-
schung und Entwicklung im Bereich Erneuerbare
Energien sowie des Netz- und Lastmanagements
und vermehrte Bemühungen bei der Energieeffi-
zienz sollte mittelfristig der Beweis erbracht wer-
den können, dass eine regenerative Vollversorgung
auch für größere räumliche Einheiten und mit
unterschiedlich zusammengesetzten Anteilen
Erneuerbarer Energien möglich ist. Dann entfiele
jedoch das Argument, dass Erneuerbare Energien
nur funktionierten, weil im Hintergrund fossil
betriebene 'Schattenkraftwerke' zur Verfügung
stünden, die den in Teilen fluktuierenden Charakter
der erneuerbaren Energiequellen ausglichen. 

Die Befürchtung, dass in Ostdeutschland „das
Licht ausginge“, wenn man in der Zukunft die
„nahe liegende“  Braunkohle dort beließe, wo sie
jetzt ist, nämlich hunderte Meter unter Mitteldeut-

scher und Lausitzer Erde, gehört damit eher in das
Genre der Panikmache denn in das der wissen-
schaftlich fundierten Hypothesen.

Fa z i t

Die Studie liefert überzeugende Argumente für
eine mittelfristige Vollversorgung der ostdeutschen
Bundesländer durch Erneuerbare Energien bei
einem Auslaufen der Braunkohletagebaue. Zu
Recht nimmt also der Widerstand gegen weitere
Investitionen in klimaschädliche Kohlekraftwerke
und den Neuaufschluss von Tagebauen vor Ort
immer weiter zu. In Brandenburg beispielsweise
hat die von Grünen, Linken und Umweltverbänden
getragene Volksinitiative „Keine neuen Tagebaue!
– Für eine zukunftsfähige Energiepolitik!“ erfolg-
reich über 20.000 Unterschriften an den Landtag
übergeben. Dieser muss sich jetzt mit dem in Ver-
bindung mit den Unterschriften eingereichten
Gesetzestext zum Verbot weiterer Tagebauauf-
schlüsse auseinandersetzen.

Der notwendige mit dem Braunkohleausstieg ver-
bundene Ausbau der Erneuerbaren Energien
geschieht jedoch nicht von alleine, sondern für
diese Entwicklung muss die Politik die Rahmenbe-
dingungen setzen. In Ostdeutschland bestehen
enorme Potentiale sowohl für die Energiebereitstel-
lung aus erneuerbaren Energiequellen als auch für
die regionale Entwicklung. Ostdeutschland muss
diese Chancen nutzen. Dann können die Tagebau-
pläne in die Archive wandern, denn sie werden
nicht mehr gebraucht.

Cornelia Behm MdB (Bündnis 90/Die Grünen) 
Die vollständige Studie ist unter www.cornelia-
behm.de einsehbar.


